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Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit,  
Technologie und Tourismus 
 

11. Hafeninfrastrukturförderung - Land muss professionelle 
Abwicklung sicherstellen und Prioritäten bei der Um-
setzung der Hafenstrategie setzen 
 
Seit 2008 hat das Land die Infrastruktur kommunaler Häfen mit etwa 
180 Mio. € gefördert. Der Großteil der Zuschüsse wurde von der  
Investitionsbank Schleswig-Holstein abgewickelt. Die Verfahren für 
vom Bund finanzierte Investitionen in Seehäfen sowie in Landstrom
anlagen wurden hingegen vom Wirtschaftsministerium bearbeitet. 
 
Die Investitionsbank wickelte die Projekte weitgehend routiniert  
gemäß den zuwendungsrechtlichen Vorgaben ab. Zu kritisieren sind 
allerdings teils mehrjährige und damit deutlich zu lange Bearbei
tungszeiten für die Verwendungsnachweisprüfungen. Dies gilt es 
künftig zu vermeiden. 
 
Bei den vom Wirtschaftsministerium bearbeiteten Förderfällen hat 
der LRH Schwachstellen im Hinblick auf die Aktenführung und die 
ordnungsgemäße Abwicklung festgestellt. Der LRH erwartet, dass die 
Mängel in Zukunft in geeigneter Weise abgestellt werden. 
 
Hinsichtlich der neuen Hafenstrategie des Landes ist festzustellen, 
dass diese zahlreiche Handlungserfordernisse aufzeigt, die finanziell 
nicht ausreichend hinterlegt sind. Kurzfristig ist nicht von einer aus
kömmlichen Finanzierung durch Dritte auszugehen. Die Landesregie
rung muss daher Schwerpunkte setzen und festlegen, welche Maß
nahmen sie prioritär voranbringen will.  
 

11.1 Kommunale Häfen im Fokus der Förderung 
 
Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Touris
mus (Wirtschaftsministerium) förderte seit 2008 Investitionen in die Hafen-
infrastruktur mit etwas über 180 Mio. €. Profitiert haben hiervon aus
schließlich Häfen in kommunaler Trägerschaft. Dies liegt zum einen daran, 
dass die Förderregularien Zuschüsse an private oder landeseigene Häfen 
nur eingeschränkt bzw. gar nicht zuließen. Zum anderen stellen die kom
munalen Häfen im Hinblick auf die Güterumschlagsmengen und das Pas
sagieraufkommen die bedeutsamste Gruppe der Häfen in Schleswig-
Holstein dar. 
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Der Löwenanteil der Förderungen wurde im oben genannten Prüfungszeit
raum über die jeweils gültigen Richtlinien für die Gewährung von Zuwen
dungen zur Förderung von kommunalen Hafenbaumaßnahmen1 umge
setzt. Dies fand unter dem Dach der zentralen Wirtschaftsförder-
programme des Landes, dem Zukunftsprogramm Wirtschaft (ZPW) sowie 
dem Landesprogramm Wirtschaft (LPW), statt. Während im ZPW neben 
Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirt
schaftsstruktur (GRW) auch Mittel aus dem Europäischen Fonds für regio
nale Entwicklung (EFRE) sowie Mittel des Konjunkturpakets I eingesetzt 
wurden, hat das Wirtschaftsministerium im LPW nur noch auf GRW-Mittel 
zurückgegriffen. Insgesamt erhielten die Förderempfänger über die ge
nannten Programme Zuschüsse von 145 Mio. €. 
 
Daneben hat der Bund dem Land von 2023 bis 2025 zusätzliche Mittel zur 
Förderung von Landstromanlagen zur Verfügung gestellt. Über die Land
stromrichtlinie2 wurden insgesamt 11,8 Mio. € Bundes- und 8,6 Mio. € 
Landesmittel bewilligt. 
 
Hinzu kommen Bundesmittel von jährlich 2,045 Mio. €, die dem Land für 
bedeutende Investitionen in Seehäfen zur Verfügung gestellt werden. Die
se Mittel können vom Land sowohl für Förderungen an kommunale Häfen 
als auch für Investitionen in landeseigene Häfen eingesetzt werden.  
Besonderheit dieser Mittel ist, dass sie nicht jährlich zu verausgaben sind, 
sondern auch für größere Projekte angespart werden können. Von 2008 
bis 2020 wurden knapp 15 Mio. € für Förderzwecke an kommunale Häfen 
ausgegeben. Darüber hinaus stehen zum 31.12.2025 etwa 23 Mio. € nicht 
verbrauchte Mittel zur Verfügung. Diese sollen nach Angaben des Wirt
schaftsministeriums in den kommenden Jahren voraussichtlich vorwiegend 
für Maßnahmen in Landeshäfen eingesetzt werden. 
 
Nachstehende Grafik zeigt die Verteilung der Zuschüsse aus den genann
ten Förderprogrammen auf die einzelnen Häfen. Dargestellt sind alle  
Häfen, die mehr als 1,5 Mio. € Förderung erhalten haben. 
 

 
1  Aktuell gültig ist die Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von 

kommunalen Hafenbaumaßnahmen in Schleswig-Holstein vom 18.06.2025, 
Amtsbl. Schl.-H. 2025 Nr. 239. 

2  Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der Errichtung von Land
stromanlagen in gewerblichen Häfen in Schleswig-Holstein vom 14.04.2021, 
Amtsbl. Schl.-H. S. 558 ff., zuletzt geändert am 03.05.2023, Amtsbl. Schl.-H. S. 1264. 
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Abbildung 16: Förderung nach Häfen 
Quelle: LRH, Daten laut Zuwendungsakten der IB.SH und des Wirtschaftsministeriums 

 
11.2 Mittelherkunft entscheidet über Zuständigkeit für Abwicklung 

 
Wer die Zuwendungsverfahren für die Hafeninfrastrukturförderung abwi
ckelt, war im Prüfungszeitraum abhängig von Förderprogramm und Mittel
herkunft. Für die Förderungen gemäß den Richtlinien für kommunale  
Hafenbaumaßnahmen war die Investitionsbank Schleswig-Holstein AöR 
(IB.SH) zuständig. Dies geschah auf Grundlage bestehender Aufgaben
übertragungsverträge für die jeweiligen Dachprogramme ZPW und LPW. 
 
Für Förderprojekte der Landstromrichtlinie sowie die aus Bundeshilfen für 
Seehäfen finanzierten Maßnahmen übernahm hingegen das Hafenreferat 
im Wirtschaftsministerium die Abwicklung. Das Wirtschaftsministerium be
gründete dies unter anderem damit, dass die Bundesmittel für die Land
stromförderung kurzfristig zur Verfügung gestellt wurden und die Zeit fehl
te, rechtzeitig einen Aufgabenübertragungsvertrag mit der IB.SH abzu-
schließen. Für die Bundeshilfen für Seehäfen fehlte es neben der 
vertraglichen Ausgestaltung zusätzlich an einer Richtlinie mit Förderkrite
rien, auf deren Grundlage die IB.SH als Auftragnehmer hätte tätig werden 
können. 
 
Sowohl bei den von der IB.SH als auch bei den vom Wirtschafts-
ministerium abgewickelten Fördermaßnahmen hat der LRH keine Anhalts
punkte dafür gefunden, dass die Förderzwecke wesentlich verfehlt wurden 
oder nicht im landespolitischen Interesse lagen. Hinsichtlich der Nachvoll
ziehbarkeit und Dokumentation der Förderverfahren und der Beachtung 
der zuwendungsrechtlichen Verwaltungsvorschriften ließen sich allerdings 
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deutliche Unterschiede zwischen den von der IB.SH und den vom Wirt
schaftsministerium verantworteten Abwicklungen feststellen. 
 

11.3 IB.SH bearbeitet Förderverfahren routiniert, muss aber kürzere Ver
fahrensdauer anstreben 
 
Die IB.SH hat die Förderfälle in der Regel entsprechend der zuwendungs
rechtlichen Vorgaben bearbeitet. Durch strukturierte Arbeitsabläufe und 
eine einheitliche Aktendokumentation war das Verwaltungshandeln für den 
LRH von wenigen Ausnahmen abgesehen transparent und nachvollzieh
bar. 
 
Festzustellen sind allerdings teils mehrjährige und damit deutlich zu lange 
Bearbeitungszeiten für die Verwendungsnachweisprüfung. Zum Teil sind 
die Verzögerungen zwischen der Vorlage des Verwendungsnachweises 
und dem Abschluss des Zuwendungsverfahrens auf die vorgeschalteten 
baufachlichen Prüfungen der Mittelverwendung durch die zuständige tech
nische staatliche Verwaltung zurückzuführen. So benötigten bereits die 
Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR (GMSH) und der Landes
betrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz (LKN) für die 
baufachlichen Prüfungen bis zu 19 Monate. Lag das Ergebnis der IB.SH 
vor, konnte auch sie oftmals keine zügige Weiterbearbeitung der Förder-
fälle sicherstellen. Dies war selbst dann der Fall, wenn sich aus der bau
fachlichen Prüfung bereits Hinweise auf mögliche Rückforderungen erge
ben hatten. 
 
Die IB.SH hat auf einen durch die Corona-Pandemie bedingten Rückstau 
von Verwendungsnachweisprüfungen und einen Bearbeitungsvorrang für 
aus EFRE-Mitteln finanzierte Förderprojekte verwiesen. Der LRH kritisiert 
dessen ungeachtet die langen Bearbeitungszeiten. Aufgrund entsprechen
der Fristen im Landesverwaltungsgesetz ist dafür Sorge zu tragen, dass 
innerhalb eines Jahres nach Eingang der Verwendungsnachweise zumin
dest eine kursorische Prüfung auf Rückforderungsansprüche gewährleistet 
ist. Der LRH erwartet, dass die IB.SH in Abstimmung mit den baufach-
lichen Verwaltungen geeignete organisatorische Maßnahmen ergreift, um 
künftig eine zeitnahe Bearbeitung zu gewährleisten. 
 

11.4 Wirtschaftsministerium beachtet ordnungsgemäße Aktenführung und 
zuwendungsrechtliche Vorgaben nicht ausreichend  
 
Bei den vom Hafenreferat im Wirtschaftsministerium betreuten Förderver
fahren hat der LRH einige Schwachstellen identifiziert. Zu nennen sind 
zum einen Mängel in der Aktenführung. Trotz jederzeit konstruktiver Zu
sammenarbeit mit dem LRH konnten aufgrund von Dokumentationslücken 
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nicht immer sämtliche aktenrelevanten Unterlagen und Belege zu den ein
zelnen Förderfällen vorgelegt werden. 
 
Dies betraf etwa Antragsunterlagen, Auszahlungsanträge und -anord-
nungen oder Verwendungsnachweise. 
 
Zum anderen hat das Wirtschaftsministerium die Verwaltungsvorschriften 
zu § 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) nicht immer hinreichend beachtet. 
Dies betraf insbesondere folgende Punkte: 
 
• Für Förderungen auf Basis der Finanzhilfen des Bundes für Seehäfen 

wurde keine Förderrichtlinie erlassen. 
• Das Wirtschaftsministerium hat im Regelfall lediglich bei der Antrags

prüfung die zuständige technische staatliche Bauverwaltung beteiligt. 
Entgegen der baufachlichen Ergänzungsbestimmungen (ZBau) hat es 
hingegen versäumt, die entsprechenden Prüfbehörden auch mit der 
baufachlichen Prüfung des Verwendungsnachweises zu beauftragen. 
Die erneute Prüfung im Zuge des Verwendungsnachweisverfahrens ist 
insbesondere deshalb geboten, da nicht in allen Fällen bereits eine 
vollumfängliche Prüfung im Antragsverfahren sichergestellt werden 
kann. Die von der IB.SH abgewickelten Förderfälle zeigen zudem, dass 
die baufachlichen Verwendungsnachweisprüfungen mehrfach zur Kür
zung nicht förderfähiger Ausgaben geführt haben. 

• Das Wirtschaftsministerium hat es regelmäßig versäumt, Prüfvermerke 
über das Ergebnis der Verwendungsnachweisprüfung zu erstellen. Es 
hat im Anschluss an seine Prüfung auch keine Schluss- oder Wider
rufsbescheide erstellt.  

 
Anzustreben ist daher aus Sicht des LRH, sämtliche in der Zuständigkeit 
des Wirtschaftsministeriums liegenden Hafenförderungen professionell 
und wirtschaftlich abzuwickeln.  
 
Die bisher vom Wirtschaftsministerium abgewickelte Landstromrichtlinie ist 
zwar ausgelaufen und die Bundesfinanzhilfen für Seehäfen sollen in den 
nächsten Jahren vorwiegend für Landeshäfen genutzt werden, dennoch 
werden voraussichtlich auch weiterhin Hafeninfrastrukturförderungen au
ßerhalb des Dachprogramms LPW umgesetzt werden.  
 
Dies betrifft beispielsweise die geplanten Hafenförderungen nach dem 
Gesetz zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Ländern und 
Kommunen (LuKIFG), die aus dem Sondervermögen des Bundes für Inf
rastruktur und Klimaneutralität finanziert werden. Hier sollte rechtzeitig für 
eine professionelle Abwicklung Sorge getragen werden. 
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Das Wirtschaftsministerium hat mitgeteilt, dass es die aufgeführten Kri
tikpunkte ausdrücklich bedauere. Durch organisatorische Maßnahmen 
werde sichergestellt, dass sämtliche Projekte künftig professioneller ab
gewickelt würden. 
 
Hinsichtlich der Förderungen aus dem Landstromprogramm des Bundes 
und der Länder weist das Wirtschaftsministerium darauf hin, dass es we
gen der Zuweisung der Bundesmittel in Jahrestranchen und der durch Lie
ferschwierigkeiten für elektronische Komponenten bedingten schwierigen 
Mittelplanung zu einer erheblichen Arbeitsmehrbelastung im Wirtschafts
ministerium gekommen sei. Daraus ergäben sich bedauerlicherweise Defi
zite bei der Aktenführung. 
 
Die Bundeshilfen für Seehäfen würden voraussichtlich künftig nicht mehr 
für Maßnahmen außerhalb der Landeshäfen eingesetzt. Der Erlass einer 
eigenen Förderrichtlinie sei daher verzichtbar. Sofern Einzelmaßnahmen 
wider Erwarten dennoch in Förderungen fließen sollten, könne dies gege
benenfalls auf Grundlage der 2025 neu formulierten Hafenrichtlinie erfol
gen. 
 
Zu den aus den LuKIFG-Mitteln des Bundes zu finanzierenden Hafenför
derungen merkt das Wirtschaftsministerium an, dass für das LuKIFG eine 
Stabsstelle im Wirtschaftsministerium eingerichtet worden sei. Für Belange 
der LuKIFG-Förderungen im Hafenbereich sowie der Umsetzung der Ziele 
der Hafenstrategie stehe eine Vollzeitstelle zur Verfügung. Mit der vom 
LRH geforderten professionellen Abwicklung der entsprechenden Förde
rungen werde die IB.SH beauftragt, der bestehende Aufgabenübertra
gungsvertrag werde dahingehend angepasst. Dadurch werde sicherge
stellt, dass sich die oben genannten Defizite nicht wiederholten. 
 
Der LRH unterstützt, dass auch die außerhalb des LPW stattfindenden 
Hafenförderungen an die IB.SH übertragen werden sollen und somit für 
eine einheitliche und den Regeln der LHO entsprechende Förderabwick
lung Sorge getragen wird.  
 

11.5 Hafenstrategie - Maßnahmen priorisieren 
 
Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat die Landesregierung im März 
2023 aufgefordert, eine landesweite Hafenstrategie zu erstellen.1 Das 
Wirtschaftsministerium hat daraufhin die Ausarbeitung einer entsprechen
den Strategie ausgeschrieben. Die Vorlage derselben verzögerte sich im 
Anschluss allerdings, da das Wirtschaftsministerium sich von den Gutach

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/834 vom 10.03.2023. 
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tern konkretere Handlungsempfehlungen erwartete. Schließlich wurde ein 
zweites Beratungsunternehmen beauftragt, um auf Basis des bereits vor
liegenden Gutachtens strategische Maßnahmen abzuleiten. Die Gesamt
kosten für die Hafenstrategie erhöhten sich damit um einen niedrigen fünf
stelligen Betrag auf etwa 140 Tausend €. 
 
Aus Sicht des LRH waren die zusätzlichen Kosten vor dem Hintergrund 
der die Erwartungen des Landes besser berücksichtigenden Endversion 
der Hafenstrategie vertretbar. 
 
Die Hafenstrategie benennt zentrale strategische Handlungsfelder und er
gänzt diese um konkrete Maßnahmen und Empfehlungen. Dabei kommt 
sie zu der wenig überraschenden Erkenntnis, dass der Einfluss des Lan
des in vielen Bereichen aufgrund der oftmals kommunalen Trägerschaft an 
den Hafengesellschaften nur begrenzt ist. Ob und inwieweit die jeweiligen 
Hafenbetreiber die beschriebenen Herausforderungen und abgeleiteten 
Empfehlungen als eine Art Blaupause für die Weiterentwicklung ihrer Ha
feninfrastrukturen heranziehen, bleibt abzuwarten und ist vom Land nur 
bedingt steuerbar. 
 
Direkte Handlungsbedarfe für das Land sehen die Gutachter insbesondere 
bei folgenden Themen: 
 
• Überprüfung von Aufgaben und Zuständigkeiten zwischen Wirtschafts

ministerium, Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und 
Natur und LKN, inklusive etwaiger Bündelung von Aufgaben in einer ei
genständigen Hafeneinheit, 

• Aufstockung der Personalressourcen sowie der Landesmittel für Häfen, 
• Prüfung, ob kommunale Häfen durch eine Hafengesellschaft unterstützt 

werden können (beispielsweise im Bereich der Vermarktung), 
• verstärkte Förderung kommunaler Häfen, etwa durch Einwerbung zu

sätzlicher Mittel auf EU- und Bundesebene und Weiterentwicklung der 
Förderverfahren. 

 
Der LRH verzichtet auf eine umfassende Bewertung der Hafenstrategie, 
da es sich hierbei vornehmlich um eine wirtschaftspolitische Weichen-
stellung der Landesregierung handelt. Folgende Hinweise hält der LRH 
aber für angezeigt: 
 
Vor Gründung einer eigenen Hafengesellschaft des Landes sollten alle 
Möglichkeiten genutzt werden, die angestrebte Professionalisierung und 
Bündelung von Aufgaben für die landeseigenen Häfen in vorhandenen 
Strukturen zu bewerkstelligen. Insbesondere rät der LRH davon ab, dass 
das Land sich an einer auch für kommunale Häfen zuständigen Hafen-
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gesellschaft beteiligt. Eine bessere Vermarktung etwa über gemeinsame 
Messeauftritte von Hafenbetreibern lässt sich über die Wirtschafts-
förderung und Technologietransfer Schleswig-Holstein GmbH auch unter
halb der Schwelle gesellschaftsrechtlicher Beteiligungen realisieren. 
 
Daneben weist der LRH darauf hin, dass die Hafenstrategie reich an Ap
pellen ist, zusätzliche Mittel von Land, Bund und EU für die Hafen-
förderung bereitzustellen. Die entscheidende Frage in Zeiten knapper Mit
tel und hierum konkurrierender Interessengruppen wird sein, wie viele 
Ressourcen im Zuge des politischen Entscheidungsprozesses am Ende 
tatsächlich für die Hafenförderung eingeworben werden können. Das Son
dervermögen des Bundes für Infrastruktur und Klimaneutralität hat hier 
zwar neue Gestaltungsspielräume eröffnet. Nach den eigenen Schätzun
gen des Wirtschaftsministeriums können aber die hieraus für die Häfen in 
Schleswig-Holstein vorgesehenen Mittel von geplant 140 Mio. € bis 2030 
den tatsächlichen Bedarf nur zu einem geringen Teil decken. Soll aus der 
im Gutachten enthaltenen Ansammlung von Wünschenswertem wirklich 
eine eigene Strategie des Landes werden, wird die Landesregierung nicht 
umhinkommen, die eigenen Prioritäten konkreter auszuformulieren. Dazu 
bedarf es einer Festlegung, welche bevorzugt zu verfolgenden Maßnah
men aus welchen Finanzierungsquellen realistischerweise gefördert und 
auf den Weg gebracht und für welche Bereiche zumindest auf mittlere 
Sicht voraussichtlich keine Mittel zur Verfügung gestellt werden können. 
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